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Liebe Leserinnen und Leser,  

 
seit zwei Jahren prägt die SPD -Bundestagsfraktion  erfolgreich die Politik in unserem Land. 

Viele Verbesserungen, für die wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten lange 

gekämpft haben, werden im Alltag der Menschen spürb ar: Mindestlohn, Frauenquote und  

das ElterngeldPlus werden das Leben der Menschen verbessern.  

 

Es gibt mehr  BAföG, mehr Kindergeld und mehr 

Kitaplätze. Außerdem haben wir eine 

Rentenreform und bessere Leistungen in der 

Pflege  durchgesetzt .  

Und darüber hinaus : die Mietprei sbremse, den 

Doppelpass, die  Reform der Energiewende u nd 

wir haben einen ausgeglichenen  Haushalt ohne 

neue Schulden. Gleichzeitig wurden Milliarden  

investiert  in Bildung und Forsc hung, in 

Klimaschutz, Städtebau und Infrastruktur.  

 

Für mich ist insbesondere die  Milliardenentlastung der Städte und Gemeinden für die  

Handlungsfähigkeit wichtig und ein großer Erfolg unserer Regierungsarbeit.  

Ich meine, wenn für die Kommunen in den näch sten Monaten u.a. bei den Kosten der 

Unterkunft zusätzliche Belastungen durch die Unterbringung und Integration von 

Flüchtlingen entstehen, muss der Bund sie dabei unterstützen. Am Ende muss aber klar 

sein: die Integration der Flüchtlinge muss gelingen. Hi erzu müssen auch Bundesmittel 

bereitgestellt werden, um die Kommunen zu entlasten.  

 

Die anderen kommunalen Entlastungen, die der Bund seit der Regierungsbeteiligung der 

SPD vereinbart hat, dürfen mit diesen Aufgaben nicht vermischt werden. Denn der Bund 

verfolgt eine klare Strategie zur Entlastung der Kommunen, die bereits vor der Zunahme 

der Flüchtlingszahlen vereinbart wurde:  

Aktuell stellen die gestiegenen Flüchtlingszahlen unser Land vor enorme Aufgaben. 

Zahlreiche Menschen suchen in Deutschland Schut z vor Krieg und Verfolgung. Unzählige 

haupt -  und ehrenamtliche H elferinnen und Helfer sorgen vor Ort dafür, dass sie gut versorgt 

und aufge nommen werden. Wir haben in der Koalition Maßnahmen vereinbart, um den 

Zuzug z u ordnen und zu steuern, Länder und Kom munen bei der Unterbringung zu 

unterstützen und diejenigen, die  bleiben werden, an der Gesellschaft teilhaben zu lass en. 

Die Flüchtlinge integrieren und die Gesellschaft zusammenhalten  ï diese Zukunftsaufgabe 

werden wir in der zweiten Hälfte der Wah lperiod e entschlossen anpacken.  Ich werde mich 

dafür einsetzen, dass zukünftig Maßnahmen für die Integration besonders gefördert 

werden.  
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Das Leben der Menschen konkret zu verbessern, unsere Gesellschaft  zu modernisieren, die 

Wirtschaft auf Erfolgskurs halten und Deutschland voranbringen, daran haben wir 

gearbeitet und das ist weiterhin unser 

Ziel.   

 

Seit zwei Jahren bin ich nun f ür Hamm,  

Lünen, Selm und Werne im Bundestag als 

Abgeordneter tätig und möchte mit dieser 

Halbzeitausgabe meines Wochenberichts 

u.a.  die Projekte und Gesetze  aufzeigen, 

die wir in den vergangenen  24 Monaten 

auf den Weg bzw. verabschiedet haben.  

Ich bin sehr stolz, für die Bürgerinne n und 

Bürger  in der Hauptstadt eine Politik zu 

machen, die für unsere Region gut ist. Wir 

in der SPD -Bundestagsfraktion bleiben 

verlässlicher Partner der Städte und 

Gemeinden . Ich werde weiter dafür 

kämpfen, dass die Städte in meinem 

Wahlkreis eine gute Zukunft haben.  

 

Erfolg kommt nicht von allein. Globalisierung, Digitalisierung und vor allem der 

demografische  Wandel stellen uns vor neue Herausforderungen, die politisch gestaltet 

werden müssen. Aus diesem Grund  haben wir die Initiative »Projekt Zukunft ï 

# NeueGerechtigkeit« gestartet. Im  Dialog mit den Bürgerinnen und Bürger n wollen  

Weichen stell en, damit Deutschland auch in Zukunft ein offenes und sicheres,  ein 

wohlhabendes und gerechtes Land bleibt. Machen Sie mit!  

 

 

 

 

Michael Thews MdB  

 

Berliner Büro    Wahlkreisbüro Lünen   Wahlkreisbüro Hamm 
Stefanie Friede    Anette Janßen   Bettina Schwab-Losbrodt  
Platz der Republik   Stadttorstr. 5   Westhofenstr. 1 
11011 Berlin   44532 Lünen   59065 Hamm 
Tel. 030.227-73291  Tel. 02306.259782  Tel. 02381.92425-2506 
Fax. 030.227-76292  Fax. 02306.22572  Fax. 02381.92425-2509 
twitter.com/michael_thews   michael.thews@bundestag.de facebook.com/MichaelThewsMdB 

 

 
MEINE BILANZ DEZEMBER 2013 BIS JANUAR 2016: 

573 VERANSTALTUNGEN, SITZUNGEN UND GESPRÄCHE IN 

HAMM, LÜNEN, SELM U. WERNE  

16 SCHULBESUCHE IN MEINEM WAHLKREIS    

31 SCHULKLASSEN AUS MEINEM WAHLKREIS 

1960 BESUCHER AUS DER REGION IN BERLIN GETROFFEN  

78 PODIUMSDISKUSSIONEN UND FACHGESPRÄCHE IN 

BERLIN  

  74 BESUCHE VON EINRICHTUNGEN, INSTITUTIONEN  ODER  

FIRMEN IM WAHLKREIS 

39 BÜRGERSPRECHSTUNDEN IN HAMM, LÜNEN, SELM U. 

WERNE  

mailto:michael.thews@bundestag.de
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Das Rentenpaket  ist in Kraft getreten  

Die Lebensleistung wird besser honoriert  
 

Die Lebensleistung vo n Menschen in der Rente wird seit  Inkrafttreten des Rentenpakets 

besser honoriert. Das Gesetz für Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen 

Rentenversicherung  trat am 1. Juli 2014, in Kraft.  

ĂWer sich ein Leben lang im Beruf angestrengt hat, hat einen früheren, 

abschlagsfreien Renteneintritt verdientñ. 

 

Wer Kinder in einer Zeit großgezogen hat, als Betreuungsplätze noch Mangelware und Beruf 

und Familie nur schwer vereinbar waren, bekommt mit der Mütterrent e mehr Anerkennung 

der erbrachten Erziehungsleistung. Wer aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr die 

Leistung erbringen kann, die er möchte, ist auf die Solidarität der Gemeinschaft angewiesen 

ï damit Krankheit nicht zu Armut führt. Und wer gesundheitlich  beeinträchtigt ist, hat 

Anspruch auf Rehabilitation, damit es gar nicht erst zur Berufsunfähigkeit kommt.   

NACH 45 JAHREN IN RENTE  

45 Jahre gearbeitet und Beiträge in die 

Rentenkasse gezahlt hat, kann nun  

schon ab 63 Jahren ohne Abschläge in Rente 

gehen , zwei Jahre früher als bisher. 

Vorübergehende Arbeitslosigkeit, Pflege -

zeiten und Kindererziehung werden aner -

kannt. Die Grenze für die abschlagsfreie 

Rente steigt schrittweise auf 65 Jahre an. 

Um Missbrauch durch »Frühverrentung « 

auszuschließen, werden Z eiten des 

Arbeitslosengeldbezugs in der Regel in den letzten beiden Jahren nicht mehr mitgezählt.  

 

HÖHERE MÜTTERRENTE  

Mütter (und Väter), die vor 1992 Kinder erzoge n haben, bekommen pro Kind zwei Jahre 

Erziehungszeit statt bisher einem angerechnet. Da mit e rhöht sich ihre monatliche Rente um 

bis zu 28,61 Euro pro Kind,  in den neuen Ländern um bis zu 26,39 Euro.  

 

HÖHERES REHA - BUDGET  

Damit die gesetzliche Rentenversicherung ihren Ver sicherten helfen kann, so lange wie 

möglich gesund im Arbeitsleben zu stehen, bekommt sie bis zu 233 Millionen Euro zusätzlich 

pro Jahr für die medizinische  und berufliche Rehabilitation.  
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MEHR ERWERBSMINDERUNGSRENTE  

Menschen, die aus gesundheitlichen oder unfallb edingten Gründen erwerbsunfähig werden, 

erhalten eine höhere Erwerbsminderun gsrente.  

 

Bei einem Rentenbeginn seit dem 1. Juli 2014 wird die Rente s o berechnet, als hätten sie 

bis zum 62. Lebensjahr mit dem bisherigen Durchsc hnittslohn gearbeitet statt nur bis zum 

60. Lebensjahr.  

 

Von der Neuregelung der abschlagsfr eien Ren te profitieren unmittelbar mehr als 200.000 

Menschen, von der »Mütterrente« 9,5 Millionen. Sie haben mit Arbeit und Anstrengung die 

Rente der Generation vor ihnen aufgebracht, die heutigen Beitragszahler großgezogen und 

so zum Wohlstand unseres Landes beigetragen.  

 

Gleichzeitig ist das  Rentenpaket solide finanziert. Der Beitragssatz bleibt stabil. Und ab 

2019 sorgt ein Steuerzuschuss dafür, künftige Beitragszahler nicht weiter zu belasten.  

Die gesetzliche Rentenversicherung ist die zentrale Säule  der Alterssicherung in 

Deutschland. Sie ist Lohn für Lebensleistung . 

 

Der Mindestlohn: Ein historischer Meilenstein  

für die soziale Marktwirtschaft  

Mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie  kam  der 

Mindestlohn wie versprochen und im 

Koalitionsvertrag vereinbart pünktlich ab 

dem 1. Januar 2015.  

Der Mindestlohn ist ein historischer 

Meilenstein für di e soziale Marktwirtschaft. 

Rund 3,7 Millionen arbeitende Menschen 

profitieren  von seiner Einführung ï in Ost 

und West gleichermaßen .  

 

Mit 8,50 Euro pro Stunde setzt der 

Mindestlohn eine gesetzliche Lohnuntergrenze und ist ein großer Erfolg, um die Würde der 

Arbeit zu schützen und Lohndumping zu Lasten der ehrlichen Arbeitgeber einzudämmen.  

Keines der Horror -Szenarien ist eingetreten  und es hat keine Jobverluste gegeben. Im 

Gegenteil: Das Hoch auf dem Arbeitsmarkt hält weiter an. Wir haben die niedrigste 

Arbeitslosenquote seit 24 Jahren. Nur die Zahl der Minijobs ging zurück, bei gleichzeitig 

deutlich höherem Anstieg der voll sozialve rsicherungspflichtigen Beschäftigung.  
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Hinzu kommt: Zehntausende Beschäftigte sind nicht mehr gezwungen, ihren Lohn mit 

Hartz - IV -Leistungen aufzustocken. Bis August gab es rund 50.000 weniger sogenannte 

Aufstocker. Ehrliche Löhne bedeuten mehr Steuereinnahmen, mehr Sozial ver siche -

rungsbeiträge und mehr Fairness beim Wettbewerb um Aufträge.  

 

ĂIch bin stolz, dass wir als SPD an der Seite der Gewerkschaften diesen wichtigen 

Schritt hin zu einer neuen Ordnung auf dem Arbeitsmarkt gemacht haben. Happy 

Birthday, Mindestlohn! ñ 

 

 

Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen bekämpfen  

 

Nach Einführung  des flächendeckenden 

Mindestlohns muss nun der Missbrauch von 

Werkverträgen und Leiharbeit gesetzlich ein -

gedämmt werden. Werkverträge und Leiharbeit 

sind in unserer hochflexiblen Wirtschaft 

notwendig, um Auftragsspitzen zu bewältigen oder 

Personalausfäll e zu überbrücken.  Jedoch darf  

hierdurch die Stammbelegschaft  nicht verdrängt werden oder Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer quasi als Beschäftigte zweiter Klasse jahrelang mit Leih -  oder Werkverträgen 

oder als Scheinselbständige in einem Betrieb arbeiten.  

  

Mit einem Positionspapier haben wir auf unserer Jahresauftaktklausur deutlich 

gemacht: ĂWir erwarten, dass die Union die Vereinbarungen des 

Koalitionsvertrags mit uns e ins zu eins umsetzt ñ.  

 

Wer in einem Betrieb gemeinsam arbeitet, soll gleich verdienen und gleich behandelt 

werden. Deswegen soll künftig eine Überlassungshöchstdauer von 18 Monaten eingeführt 

werden. N ach spätestens neun Monaten sollen Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter genauso 

viel verdienen wie die Stammbelegschaft. Ausnahmen können nur d ort gemacht werden, 

wo durch ei nen Branchentarifvertrag der Schutz aller Arbeit nehmerinnen und Arbeitnehmer 

garantiert ist.  

 

Außerdem müssen wir endlich mehr Rechtssicherh eit bei der Abgrenzun g von 

Werk verträgen und Leiharbeitsverhältnissen schaffen. Dafür wollen wir die Abgrenzungs -

kriterien der Rechtsprechung gesetzlich festschreiben. Außerdem sollen Betriebsräte das 

Recht bekommen, über die Anzahl und die vertraglichen Vereinbarungen , der im  eigenen  

Betrieb eingesetzten Werkvertragsnehmerinnen und Werkvertragsnehmer , informiert zu 

werden.  


